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Zuständigkeit zur Abklärung von Kindesschutzmassnahmen

Sachverhalt

Mutter und Tochter (2jg.) wurden per 30.11.01 von der Gemeinde S (unsere Mitgliedsgemeinde) nach R (anderer Bezirk) abgemeldet. Der Kindsvater blieb in S wohnhaft, wo auch die Eltern der Mutter leben.
Gemäss Infos der Gemeinde S wohnt die Tochter mehrheitlich beim Vater und ihren Grosseltern.
Die Mutter sorge für die Tochter nur an gewissen Wochenenden. Die elterliche Sorge nehme aber eigentlich der Vater wahr. 
Der Gemeindeschreiber erwähnte "bilateral", dass er ein mulmiges Gefühl habe... 
Schriftlicher Auftrag an unsere Stelle: Es ist abzuklären, ob die elterliche Sorge nicht dem Vater zu übertragen sei.
Eine eigentliche Gefährdungsmeldung und einen Auftrag zur Abklärung von Kinderschutzmassnahmen haben wir jedoch nicht erhalten.
Meine Frage: Ist die Auftragserteilung (an uns) Sache der Gemeinde S oder müsste ein solcher Abklärungsauftrag gegebenenfalls nicht durch die Gemeinde R (offizieller Wohnsitz von Mutter und Tochter) erfolgen? Braucht es gegebenenfalls dazu nicht noch "handfestere" Facts?
 

Erwägungen

1. Die Übertragung der elterlichen Sorge von der Mutter auf den Vater stellt eine Kindesschutzmassnahme dar. Sie bedingt, dass der Mutter die elterliche Sorge entzogen wird und danach geprüft wird, ob das Kind unter Vormundschaft zu stellen und ihm ein Vormund zu bestellen sei (Art. 311/312 in Verbindung mit Art. 298 ZGB). 

2. Eine Kindesschutzmassnahme ist dann zu prüfen, wenn das Kindeswohl gefährdet ist und die Eltern nicht für Abhilfe sorgen oder dazu ausserstande sind. Dabei ist die Entziehung der elterlichen Sorge die eingreifendste Massnahme, welche nur dann in Erwägung zu ziehen ist, wenn keine milderen Massnahmen zum Ziel führen (nach dem Grundsatz der Proportionalität und Komplementarität).

3. Im vorliegenden Fall ist aufgrund Ihrer Schilderung lediglich der Gemeindeschreiber von einem mulmigen Gefühl heimgesucht. Ich stimme Ihnen zu, dass das etwas wenig ist, um vormundschaftsbehördlich einzugreifen und gar die Entziehung der elterlichen Sorge zu erwägen. Es bedürfte etwas konkreterer Fakten, welche auf eine glaubwürdig auf eine Gefährdung des Kindeswohls hindeuten. Danach wäre die Frage, wodurch es gefährdet ist, durch den Aufenthalt beim Vater oder durch die Erziehung durch die Mutter.

4. Was die Zuständigkeit anbelangt: Das Kind steht unter der alleinigen Sorge der Mutter. Damit folgt der gesetzliche Wohnsitz des Kindes in jedem Fall jenem der Mutter (Art. 25 ZGB, C. Hegnauer, Wohnsitz des Kindes unter elterlicher Gewalt, ZVW 1988 S. 150 ff; Empfehlungen der VBK zur Übertragung vormundschaftlicher Mandate in ZVW 2002 S. 205 ff., erscheint Ende Dezember). Allerdings gilt der Aufenthaltsort des Kindes als gleichwertiger Zuständigkeitsort für die Anordnung vormundschaftlicher Kindesschutzmassnahmen (Art. 315 Abs. 2 ZGB). Es ist jenem Ort der Vorzug zu geben, zu dem der grössere Sachzusammenhang besteht. Die Behörden haben sich zu verständigen. Wenn die Aufenthaltsbehörde feststellt, dass das Kind dort gefährdet ist, kann sie entweder die Wohnsitzbehörde um Intervention ersuchen oder (wie sie es im vorliegenden Fall offenbar vorzieht) selbst handeln. 

5. Es ist denkbar, dass Sie mit dem Vater Kontakt aufnehmen und ihm eröffnen, worum man Sie ersucht hat. Vielleicht genügt ein Gespräch, um das mulmige Gefühl des Gemeindeschreibers zu beruhigen. Vielleicht ergeben sich aber tatsächlich Hinweise auf eine Gefährdung. Dann wäre mit der Wohnsitzgemeinde R abzusprechen, wer das Kindesschutzmassnahmeverfahren eröffne. Aufgrund der Informationslage schiene mir das im jetzigen Zeitpunkt aber unangemessen.

Mit freundlichen Grüssen

Kurt Affolter

Lic. iur., Fürsprecher und Notar

Ligerz, 13.12.2002 
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